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Wohnperspektive für Geflüchtete schaffen und Standardausstat-
tung verbessern  
Überweisungsauftrag aus der Sitzung der Bürgerschaft am 
28.09.2017

Die Bürgerschaft hat zu Punkt 5.12 VO Nr. 5273 den nachstehend  auf-
geführten Antrag der Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen“ einstimmig
an den Ausschuss für Soziales überwiesen:

Anschließend ist eine erneute Beratung in der Bürgerschaft vorgesehen !

Der Bürgermeister wird beauftragt, das Unterbringungskonzept für Flüchtlinge bis zur 
Haushaltssitzung der Bürgerschaft wie folgt zu überarbeiten und in die Haushaltsbe-
ratungen einzubringen:

- Für Flüchtlinge, die länger als 6 Monate in Gemeinschaftsunterkünften leben, wird 
der zur Verfügung gestellte Wohnraum deutlich erhöht. Einrichtungsgegenstände wie 
Tische, Stühle, ausreichend große Schränke, Teppiche und Sofas sollen im Rahmen 
der Möglichkeiten der Brandschutzvorschriften erlaubt werden.

- Der Bürgermeister wirkt auf einen Entwurf für die Änderung der Verträge mit den 
Einrichtungsbetreibern hin und stellt in der Haushaltssitzung den hierdurch entste-
henden Finanzbedarf dar.

- Der Bürgermeister wirkt darauf hin, dass kein Flüchtling unfreiwillig länger als zwei 
Jahre in Gemeinschaftsunterkünften leben muss. Dem Sozialausschuss ist viertel-
jährlich zu berichten, welche Anstrengungen die Stadt unternommen hat, Flüchtlinge 
in den regulären Wohnungsmarkt zu integrieren.
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